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Ermitt lungsverfahren gegen oberstaatsanwalt rhomas Vogel
Tatvorwurf: Falsche Verdächtigung u.a.

Ihre Strafanzeige vom 06. L2.2OIO

Sehr geehrter Herr Bergstedt,

ich habe das Ermitt lungsverfahren gegen den Beschuldigten Vogel gemäß 5 170 Abs.2 stpo
eingestel l t ,  da ein für eine Anklageerhebung erforderl icher hinreichender Tatverdacht gegen
den Beschuldigten nicht besteht.

Eine falsche Verdächtigung gemäß 5 164 stGB begeht nur, wer einen anderen bei einer
Behörde durch Behauptung unwahrer Tatsachen wider besseres wissen einer rechtswidrigen
Tat in der Absicht verdächtigt, ein behördl iches Verfahren gegen ihn herbeizuführen.

Anknüpfungspunkt  s ind demnach nur  Tatsachenbehauptungen,  während wer tungen,  Mei-
nungsäußerungen und schlussfolgerungen von 5 164 stGB nicht erfasst werden. Trägt also
der Täter den seiner Anzeige zugrundeliegenden Lebenssachverhalt in tatsächlicher Hinsicht
wahrheitsgemäß vor und äußert ledigl ich im wege der Schlussfolgerung aus den von ihm zu-
treffend dargelegten umständen einen Verdacht, wird dies - da nicht unwahre Tatsachenbe-
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hauptung,  sondern nur  Wertung -  n icht  von $ 164 StGB er fasst .

Soweit der Beschuldigte im Hauptverhandlungstermin in der Strafsache gegen Celice Ste-

phanie Lecomte vom 06.12.2OIO vor dem Amtsgericht Dannenberg vorgetragen hat, Sie

hätten sich die Zulassung als Verteidiger in dieser Strafsache erschlichen und würden zudem

versuchen,  d ie  Zulassung für  e inen Strafaufschub in  der  St rafvo l ls t reckungssache gegen Sie

zu nutzen,  l iegt  dar in  bere i ts  ke ine Tatsachenbehauptung,  sondern led ig l ich e ine Wertung.

Die durch den Beschuld igten vorgetragenen und der  geäußerten Wertung zugrundel iegenden

Tatsachen zu Ihrer rechtskräft igen Verurtei lung duch das Landgericht Gießen vom

29.O7.2007,  durch das Amtsger icht  Gießen vom 04.09.2008 sowie d ie Ihnen am 10.09.2010

zugestel l te Ladung zum Strafantri t t  vom 30.08.2010 durch die Staatsanwaltschaft Gießen

sind dagegen erweis l ich wahr .

Im Übr igen feh l t  es auch e iner  rechtswidr igen Tat  im Sinne des $ 11 Abs.1 Nr .5 SIGB, derer

Sie durch den Beschuld igten verdächt ig t  worden sein so l len.  Das Erschle ichen e iner  Zu-

lassung a ls  Ver te id iger  gemäß 5 138 Abs.2 StPO sowie das Ausnutzen e iner  so lchen zur

Erlangung eines Strafaufschubes verwirkl icht bereits nicht den Tatbestand eines Strafge-

setzes.

Auch e ine Strafbarkei t  wegen Ver leumdung gemäß 5 187 SIGB und übler  Nachrede gemäß $
186 SIGB kommt n icht  zum Tragen.  Die durch den Beschuld igten getät ig te Behauptung über

das Erschle ichen der  Zulassung gemäß 5 138 Abs.2 SIPO sowie das Ausnutzen d ieser  zur

Er langung e ines Strafaufschubes mag zwar genere l l  dazu geeignet  se i ,  S ie in  der  öf fent l ichen

Meinung im Sinne der  $$ 186f .  SIGB herabzuwürdigen,  er fo lg te jedoch in  Wahrnehmung be-

rechtigter Interessen und war daher gemäß 5 193 StGB gerechtfert igt.

Die Außerung erfolgte im Rahmen der Diensttätigkeit des Beschuldigten als Sitzungsvertre-

ter in der oben genannten Strafsache gegen Cecile Stephanie Lecomte. Das Interesse des

Beschuldigten an einem rechtsstaatl ichen Strafverfahren gemäß der Strafprozessordnung ist

vor l iegend höher  zu bewerten a ls  Ihr  in teresse am Schutz Ihrer  Ehre,

Nach den konkreten Umständen war  d ie  Ehrver le tzung auch das er forder l iche und ange-

messene Mittel zur Wahrnehmung des höherwertigen Interesses, nämlich der Begründung

des Antrages auf  Zurücknahme der  Genehmigung der  Wahlver te id igung durch Ihre Person.

Mi t  Beschluss des Amtsger ichts  Dannenberg vom 13.12.2010 wurde d ie Genehmigung der

Wahlver te id igung durch Ihre Person auch gerade mi t  der  Begründung zurückgenommen,

dass Sie s ich d iese erschl ichen haben.

Danach l iegt eine Strafbarkeit gemäß S 193 2. Halbsatz SIGB nur dann vor, als das Vor-

handensein e iner  Bele id igung aus der  Form der  Außerung oder  aus den Umständen,  unter



nen auch nicht vorgetragen.

welchen sie geschah, hervorgeht. Dies vermag ich hier  n icht  zu erkennen und wi rd von Ih-

Ich habe daher das Verfahren insgesamt mangels hinreichenden Tatverdachts eingestel l t .

Die nachfolgende Rechtsmittelbelehrung gi l t  nur, soweit Sie den Vorwurf der falschen Ver-

dächt igung erhoben haben.

Gegen diesen Bescheid steht Ihnen die Beschwerde an den Generalstaatsanwalt in Celle zu.

Die Beschwerde ist binnen zwei Wochen nach der Bekanntmachung bei der Generalstaats-

anwaltschaft, Schloßplatz 2, 29227 Celle, einzulegen, Durch den rechtzeit igen Eingang der

Beschwerde bei der hiesigen Staatsanwaltschaft wird die Frist gewahrt.

Falls Sie Beschwerde einlegen wollen, bitte ich, den Tag des Eingangs dieses Bescheides mit-

zute i len,

Zur Vermeidung von Fehlleitungen und Rückfragen werden Sie gebeten, in der Beschwerde-

schrif t  auch anzugeben, welche Staatsanwaltschaft unter welchem Aktenzeichen den ange-

fochtenen Bescheid erlassen hat.

n  Grüßen


